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(Entschließungen, Empfehlungen und Stellungnahmen) 

STELLUNGNAHMEN 

EUROPÄISCHER WIRTSCHAFTS- UND 
SOZIALAUSSCHUSS 

477. PLENARTAGUNG AM 18. UND 19. JANUAR 2012 

Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema „Postsekundäre 
berufliche Aus- und Weiterbildung als attraktive Alternative zur Hochschulbildung“ 

(Initiativstellungnahme) 

(2012/C 68/01) 

Berichterstatterin: Vladimíra DRBALOVÁ 

Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss beschloss am 20. Januar 2011 gemäß Artikel 29 Absatz 
2 seiner Geschäftsordnung, eine Initiativstellungnahme zu folgendem Thema zu erarbeiten: 

„Postsekundäre berufliche Aus- und Weiterbildung als attraktive Alternative zur Hochschulbildung“. 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Beschäftigung, Sozialfragen, Unionsbürgerschaft nahm ihre 
Stellungnahme am 16. Dezember 2011 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 477. Plenartagung am 18./19. Januar 2012 (Sitzung vom 
19. Januar) mit 208 gegen 7 Stimmen bei 10 Enthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Vorschläge 

Empfehlungen an die Europäische Kommission 

1.1 Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss 
(EWSA) ersucht die Europäische Kommission, die Mitgliedstaa­
ten dazu aufzurufen, die im Kommuniqué von Brügge festgeleg­
ten kurz- und langfristigen Ziele umzusetzen und die Qualität 
und Wirksamkeit der beruflichen Aus- und Weiterbildung 
zu verbessern und sie dadurch attraktiver und bedeutsamer 
zu machen. Die Sozialpartner sämtlicher Ebenen müssen wei­
terhin aktiv im Kopenhagen-Prozess mitwirken und zur Umset­
zung der kurzfristigen Ziele beitragen. 

1.2 Der EWSA fordert die Europäische Kommission auf, den 
Bologna-Prozess und den Kopenhagen-Prozess in einem inte­
grierten Ansatz zusammenzuführen. Diese Synergie wird dazu 
beitragen, Menschen mit den Fähigkeiten auszustatten, die sie 
brauchen, um ihr Entwicklungspotenzial zu entfalten und ihre 
Beschäftigungsfähigkeit zu verbessern. 

1.3 Nach Meinung des EWSA muss die Europäische Kom­
mission ein Podium für fundierte statistische Aussagen über die 
Lage in den einzelnen Mitgliedstaaten sein, und sie sollte eine 
Plattform für den Austausch bewährter Verfahren schaffen. 

1.4 Der Ausschuss begrüßt die Anstrengungen der Kommis­
sion zur Einführung neuer Instrumente und zum Anstoß neuer 
Initiativen. Zuvor jedoch ist eine Bewertung des Bestands drin­
gend erforderlich, um die Doppelung von Instrumenten zu ver­
meiden und sicherzustellen, dass die bestehenden Programme 
und Strategien richtig und in vollem Umfang umgesetzt werden. 

Empfehlungen an die Mitgliedstaaten 

1.5 Den Prozentsatz junger Leute, die ein Hochschulstudium 
aufnehmen, als einzigen Indikator festzulegen, ist ein bildungs­
politischer Irrweg, da dies für die auf dem Arbeitsmarkt nach­
fragten Kompetenzen nur bedingt von Bedeutung ist. Zwischen 
den Systemen der allgemeinen und beruflichen Bildung muss 
ein ausgewogenes Verhältnis hergestellt werden.
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1.6 Die Mitgliedstaaten sollten das Kommuniqué von Brügge 
und den Kopenhagen-Prozess wirksam umsetzen und ihren Bei­
trag zur Erreichung des Kernziels der EU leisten, eine Absolven­
tenquote in Hochschulen oder vergleichbaren Einrichtungen von 
40 % zu erzielen. Hierzu gehört auch ein höheres Maß an 
Berufsbildung. 

1.7 Die Mitgliedstaaten müssen sowohl für Unternehmen 
(insbesondere KMU) als auch für Kleinst- und Handwerksunter­
nehmen entsprechende finanzielle und sonstige Anreize schaf­
fen, um die berufliche Erstausbildung und die berufliche Aus- 
und Weiterbildung attraktiver zu gestalten, die Privatwirtschaft 
zu mobilisieren und die Bildungseinrichtungen zur Zusammen­
arbeit mit den Unternehmen anzuregen. 

1.8 Erforderlich sind umfangreiche Werbemaßnahmen zur 
systematischen Steigerung der gesellschaftlichen Anerkennung 
der postsekundären Berufsbildung. 

1.9 Es müssen Beratungsdienste angeboten werden, die wirk­
samer und den Erfordernissen des Arbeitsmarktes und den Be­
dürfnissen der Jugendlichen besser angepasst sind, u.a. individu­
elle Beratungen für Menschen mit Behinderungen. Dringend 
nötig ist ein Weiterdenken unter Jugendlichen, deren Familien 
und den Beratern, die dazu neigen, im Besuch einer Hochschule 
den Schlüssel zur Beschäftigung zu sehen. 

Empfehlungen an die Wirtschaftsverbände 

1.10 Wirtschaftsverbände sollten gemeinsam mit anderen 
Sozialpartnern aktiv in die Informations- und Beratungssysteme 
einbezogen werden, da sie für die Bereitstellung von Informa­
tionen zu Berufsbildungsmöglichkeiten und Arbeitsmarktchan­
cen von Relevanz sind. Sie sollten den Bildungsanbietern bei der 
Entwicklung von Verfahren für ein arbeitsintegriertes Lernen 
sowie neuer Verfahren zur Seite stehen. 

1.11 Die Wirtschaftszweige und ihre Unternehmen müssen 
mehr Plätze für Lehrlingsausbildungen und innerbetriebliche 
Ausbildungen schaffen. Zudem sollten Beschäftigte dazu ange­
regt werden, ihr Wissen und ihre Erfahrung an Lehrlinge und 
intern Auszubildende weiterzugeben oder zeitweilig als Berufs­
schullehrer tätig zu werden. 

Empfehlungen an die Bildungseinrichtungen 

1.12 Die Bildungseinrichtungen müssen Vertrauen in die Zu­
sammenarbeit mit Unternehmen entwickeln und erkennen, wie 
wichtig eine konstruktive Zusammenarbeit und extern gewon­
nene Erfahrungen sind. 

1.13 Sie sollten enger mit den Industriezweigen zusammen­
arbeiten und eine breitere Palette an Methoden für ein arbeits­
integriertes Lernen entwickeln. Hier ist eine flexiblere Haltung 
zur Berufsbildung nötig. 

1.14 Es muss gewährleistet werden, dass Lehrer und Ausbil­
dende gut ausgebildet sind. Sie sollten mit den sich ändernden 
Bedürfnissen des Arbeitsumfeldes vertraut sein. Die Absolvie­
rung von Praktika für Lehrer und Ausbildende in Unternehmen 
sollte unterstützt werden. 

Empfehlungen an die Sozialpartner 

1.15 Der EWSA fordert die Organisationen der Sozialpartner 
auf, sich ihrer Verantwortung zu stellen und bei diesem Prozess 
engagiert alle Möglichkeiten und Instrumente zu nutzen, um die 
postsekundäre Berufsbildung attraktiver zu machen, etwa durch 
branchenspezifische Beschäftigungs- und Kompetenzräte. 

1.16 Sozialpartner auf allen Ebenen sollten auf eine ord­
nungsgemäße Umsetzung der in ihren gemeinsamen Arbeitspro­
grammen eingegangenen Verpflichtungen achten und die An­
wendung und Durchführung aller EU-Instrumente auf nationaler 
Ebene aus dem Bereich der Berufsbildung unterstützen. 

Empfehlungen an die Bürgerinnen und Bürger und die Organisationen 
der Zivilgesellschaft 

1.17 Den Bürgerinnen und Bürgern sollte bewusst gemacht 
werden, dass Hochschulbildung nicht zwangsläufig ein Garant 
für Beschäftigung ist und wirksame Alternativen in Betracht 
gezogen werden sollten. Sie müssen sich klarmachen, dass es 
in ihrer eigenen Verantwortung liegt, sich vor ihrer Studien- und 
Ausbildungswahl angemessen zu informieren. Schließlich sollten 
sie genügend Selbstvertrauen haben, sich für eine postsekundäre 
Berufsausbildung zu entscheiden. 

1.18 Die Vorstellungen und Wünsche von Schülern und Stu­
denten und die Erwartungen ihrer Familien sollten der Nach­
frage seitens der Arbeitgeber gegenübergestellt werden. In Zu­
kunft werden die Bürgerinnen und Bürger auf das neue EU- 
Kompetenzpanorama mit Vorhersagen zum Qualifikationsange­
bot und dem Arbeitskräftebedarf zurückgreifen können. 

2. Politische Rahmenbedingungen in Europa 

2.1 Im Juni 2010 hat der Europäische Rat auf seinem Früh­
jahrsgipfel eine Europa 2020 genannte neue Strategie für 
Wachstum und Beschäftigung verabschiedet. Zu dieser Strategie 
gehören sieben Leitinitiativen und die Binnenmarktakte, ein 
Strategiepapier zur weiteren Stärkung des EU-Binnenmarktes. 

2.2 Die wichtigste Leitinitiative, nämlich die „Agenda für 
neue Kompetenzen und Beschäftigungsmöglichkeiten“ mit dem 
Ziel, die richtigen Kompetenzen für den Arbeitsmarkt bereit­
zustellen und die vorhandenen Kompetenzen auf die Erforder­
nisse des Arbeitsmarktes abzustimmen, schafft eine starke Sy­
nergie mit anderen Initiativen (z.B. Industriepolitik, Digitale 
Agenda, Innovationsunion, Jugend in Bewegung, Europäische 
Plattform gegen Armut usw.). 

2.3 Die Europa-2020-Ziele werden auch durch den vor­
geschlagenen mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) ( 1 ) unter­
stützt. Im Haushalt für Europa 2020 sind Investitionen in Eu­
ropas Bildung vorgesehen, da die Beträge für allgemeine und 
berufliche Bildung, Forschung und Innovation erhöht wurden.
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3. Berufliche Aus- und Weiterbildung: aktuelle Fortschritte 
und Herausforderungen 

3.1 Derzeit werden die Entwicklungen auf den europäischen 
Arbeitsmärkten von der Finanz- und Wirtschaftskrise, der Glo­
balisierung, dem demografischen Druck, den neuen Technolo­
gien und vielen anderen Faktoren bestimmt. 

3.2 Zu den fünf bereichsübergreifenden Zielen der Europa- 
2020-Strategie zählen auch die folgenden: 

— Es soll eine Erwerbsquote von 75 % in der Altersgruppe der 
20- bis 64-Jährigen erreicht werden. 

— Im Bereich des Bildungsstandes soll das Problem der Schul­
abbrecher angegangen und die Schulabbrecherquote von 
derzeit 15 % auf 10 % reduziert werden. 

— Der Anteil der 30- bis 34-Jährigen mit abgeschlossenem 
Hochschulstudium oder einem gleichwertigen Abschluss 
soll von derzeit 31 % auf mindestens 40 % bis 2020 gestei­
gert werden. 

3.3 Mit der Erklärung von Kopenhagen vom 29./30. Novem­
ber 2002 wurde der Grundstein für die europäische Strategie für 
eine verstärkte Zusammenarbeit in der beruflichen Aus- und 
Weiterbildung gelegt. Diese wird gemeinhin als „Kopenhagen- 
Prozess“ bezeichnet. 

3.4 Am 12. Mai 2009 nahm der Rat einen strategischen 
Rahmen für die europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der allgemeinen und beruflichen Bildung (VET 2020) an. 

3.5 In der Mitteilung der Europäischen Kommission zum 
Thema „Ein neuer Impuls für die europäische Zusammenarbeit 
in der beruflichen Aus- und Weiterbildung zur Unterstützung 
der Strategie Europa 2020“ ( 2 ) werden die Kernelemente formu­
liert, die auf den Weg gebracht werden müssen, um den Ko­
penhagen-Prozess wieder anzukurbeln und die Schlüsselrolle der 
beruflichen Bildung im Bereich lebenslanges Lernen und Mobi­
lität hervorzuheben. 

3.6 Ein klares Bekenntnis hierzu haben die Bildungsminister 
der EU zusammen mit europäischen Sozialpartnern in dem im 
Dezember 2010 angenommenen Kommuniqué von Brügge ab­
gelegt. Darin werden folgende Prioritäten für die Zusammen­
arbeit in der EU im Bereich der beruflichen Bildung bis 2020 
überprüft und geordnet: 

— Ausbau der postsekundären beruflichen Bildung und der 
beruflichen Bildung auf höheren EQR-Niveaus; 

— Durchlässigkeit und flexible Übergänge zwischen beruflicher 
Bildung und Hochschulbildung; 

— Grundlagenpapier zur Rolle der beruflichen Exzellenz für 
intelligentes und nachhaltiges Wachstum. 

3.7 Aufbauend auf dem Bekenntnis im Kommuniqué von 
Brügge erarbeitet die Europäische Kommission derzeit ein Ex­
zellenz-Programm für berufliche Bildung, das sowohl auf die 
berufliche Erstausbildung als auch auf die Weiterbildung aus­
gerichtet ist. Das Verfahren soll mit den Schlussfolgerungen 
des Rates (Ende 2012) abgeschlossen werden. 

4. Faktische Grundlage einer verstärkten Zusammenarbeit 
in der Berufsbildung 

4.1 Aus der Prognose des Europäischen Zentrums für die 
Förderung der Berufsbildung (CEDEFOP) hinsichtlich der künf­
tigen Qualifikationsanforderungen ist ersichtlich, dass die Nach­
frage nach mittleren und hohen Qualifikationen bis 2020 steigt, 
während die Nachfrage nach Geringqualifizierten zurückgeht. 
Die Erwerbsbevölkerung in der EU umfasst derzeit jedoch 
noch immer 78 Mio. geringqualifizierte Arbeitnehmer. 

4.2 Der vierte Bericht des CEDEFOP zur Berufsbildung und 
Bildungsforschung in Europa mit dem Titel „Modernisierung der 
beruflichen Bildung“ ist die faktische Grundlage für eine ver­
stärkte Zusammenarbeit in der Berufsbildung. In ihm werden 
überdies Prioritäten für die Reform der beruflichen Bildung ge­
setzt, die einen Beitrag zur EU-Strategie für Wachstum und 
Beschäftigung leisten sollen. 

4.3 Mit Blick auf die wachsende internationale Konkurrenz, 
das steigende Durchschnittsalter der Bevölkerung, den Druck auf 
den Arbeitsmarkt und die Verbesserung des gesellschaftlichen 
Zusammenhalts in Europa ist eine Modernisierung der Berufs­
bildung dringend geboten. 

4.4 CEDEFOP geht auch auf die Frage ein, wie das Ansehen 
der beruflichen Bildung verbessert und ihre Attraktivität gestei­
gert werden kann. Insgesamt ergibt sich aus der Analyse der mit 
der Attraktivität der beruflichen Bildung in der EU verknüpften 
Indikatoren ein negativer Eindruck. Die Forschung hat folgende 
Hauptfaktoren für die Attraktivität von Bildungswegen postu­
liert: 

a) Inhalt und Hintergrund der allgemeinen Bildung: Selektivität 
der Bildungswege, Ansehen der Bildungseinrichtungen, Lauf­
bahnen oder Programme 

b) Bildungs- und Arbeitsmarktaussichten der Schüler/Studenten: 
Zugang zu weiterführender Bildung (insbesondere auf tertiä­
rem Niveau), Beschäftigungsaussichten 

c) Wirtschaftliche Faktoren: finanzielle Unterstützung/Steuer­
anreize oder Studiengebühren.
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4.5 In seiner Veröffentlichung Eine Brücke in die Zukunft legt 
CEDEFOP sein Augenmerk auch auf die Fortschritte, die bei der 
Entwicklung und Umsetzung gemeinsamer europäischer Grund­
sätze (Beratung, Identifizierung und Validierung nichtformalen 
und informellen Lernens) und Instrumente ( 3 ) (EQR, ECVET, 
EQAVET, Europass) erzielt wurden. Mit diesen Grundsätzen 
und Instrumenten soll die Mobilität von Arbeitnehmern, Ler­
nenden und Lehrenden innerhalb der verschiedenen Aus- und 
Weiterbildungsinstitutionen und zwischen den Ländern erhöht 
werden. Ihre Entwicklung und Umsetzung begünstigen die Ent­
wicklung von Lernergebnissen in allen Arten und auf allen 
Ebenen der Aus- und Weiterbildung in Richtung des lebens­
langen Lernens. 

4.6 Der neue Forschungsbericht des CEDEFOP ( 4 ) zur beruf­
lichen Aus- und Weiterbildung auf den höheren Qualifikations­
niveaus in 13 Ländern und sechs Wirtschaftszweigen zeigt, dass 
die Ansichten und Konzepte der Berufsbildung und des EQR auf 
den Niveaus 6 bis 8 von den nationalen Gegebenheiten beein­
flusst werden. 

4.7 Die Europäische Stiftung für Berufsausbildung (ETF) hebt 
hervor, dass dringend Informationen zu den unterschiedlichen 
Berufszweigen bereitgestellt und evidenzbasierte Maßnahmen 
zur Verknüpfung des Bildungssektors mit den Berufszweigen 
ergriffen werden müssen. Um die Attraktivität der postsekundä­
ren Berufsbildung zu steigern, empfiehlt die Stiftung: 

— die Anerkennung der Abschlüsse durch eine enge Zusam­
menarbeit mit der Privatwirtschaft; 

— die Eingliederung der postsekundären Berufsbildung (oder 
höheren Berufsbildung) in den tertiären Bildungsbereich; 

— die Schaffung von Bildungsoptionen und Aufstiegsmöglich­
keiten in Richtung des lebenslangen Lernens; 

— die Einrichtung internationaler Partnerschaften für höhere 
Berufsbildung; 

— eine Zusammensetzung der Bildung aus 20 % Vorlesungen, 
40 % Tutorien und 40 % Übungen; 

— Lehrpersonal, das sich sowohl aus Dozenten und akademi­
schen Mitarbeitern als auch aus Fachleuten aus der Wirt­
schaft zusammensetzt. 

4.8 In einer von der Europäischen Kommission in Auftrag 
gegebenen Studie zur Bestimmung und Untersuchung des künf­
tigen Qualifikationsbedarfs aus Sicht der Kleinst- und 

Handwerksunternehmen ( 5 ) wird eine stärkere Aufnahme der 
künftigen Tendenzen und Entwicklungen des Qualifikations­
bedarfs in die Ausbildungsprogramme empfohlen, als dies bis­
her der Fall ist. Außerdem müssten verstärkt berufsbezogene 
Lernprogramme und Möglichkeiten zur Anerkennung von in­
formell angeeignetem praktischem Wissen geschaffen werden, 
auch auf europäischer Ebene. 

4.9 Beim informellen OECD-Ministertreffen zum Thema Be­
rufsbildung, das im Januar 2007 in Kopenhagen stattfand, 
wurde ein starker Anstieg des Stellenwertes der Berufsbildung 
festgestellt und daraufhin eine analytische Untersuchung begon­
nen, die 2010 mit dem Abschlussbericht „Lernen für die Ar­
beitswelt“ ( 6 ) abgeschlossen wurde. Ein Bericht zu den Folge­
maßnahmen mit dem Schwerpunkt auf der postsekundären Be­
rufsausbildung mit dem Titel „Skills beyond School“ (Fähigkeiten 
über die Schule hinaus) wurde Ende 2010 begonnen. 

5. Berufsbildung aus Sicht des Arbeitsmarktes 

5.1 Aufgrund des demografischen Wandels und des prognos­
tizierten steigenden Fachkräftebedarfs sieht sich die EU in man­
chen Branchen trotz der Wirtschaftskrise einer Abnahme der 
Erwerbsbevölkerung und einem Arbeitskräftemangel gegenüber. 

5.2 Der strukturelle Fachkräftemangel in der EU ist eine Tat­
sache. Für Unternehmen in der EU sind die unmittelbaren Fol­
gen dieses Mangels, dass sie Chancen auf Wachstum und Pro­
duktivitätssteigerungen verpassen. Der Fachkräftemangel wird in 
den kommenden Jahren eines der Haupthindernisse für das 
Wirtschaftswachstum sein. 

5.3 Die Gestaltung umweltgerechterer Arbeitsplätze und die 
Entfaltung der Seniorenwirtschaft („silbernen Wirtschaft“), ins­
besondere der Sozial- und Gesundheitsfürsorgedienste, schafft 
Möglichkeiten für neue, gute Arbeitsplätze für alle erwerbstäti­
gen Altersgruppen und steigert die Wettbewerbsfähigkeit und 
das Wachstumspotenzial der gesamten europäischen Wirtschaft. 
Es führt ebenfalls zu einer stärkeren Nachfrage nach neuen 
Berufen und zu verbesserten, auf dem neuesten Stand befindli­
chen Kenntnissen. 

5.4 Die berufliche Aus- und Weiterbildung kann zur Umset­
zung des oben genannten Kernziels der Europa-2020-Strategie 
auf verschiedene Weise beitragen: 1) durch Aufstiegsmöglich­
keiten von der Berufsbildung in die Fachaus- und Hochschul­
bildung, 2) durch die Entwicklung der beruflichen Aus- und 
Weiterbildung auf den höheren Niveaus des Europäischen Qua­
lifikationsrahmens (EQR) auf der Grundlage einer soliden Aus- 
und Weiterbildung auf Sekundärniveau, 3) durch ihren Anteil 
an der Schaffung geeigneter Vorkehrungen zur Validierung und 
Bestätigung nichtformaler Lernergebnisse auf allen Niveaus und 
4) durch die Entwicklung der alternierenden Ausbildung, bei der 
Erwachsene zur erfolgreichen Ausbildung der jungen Auszubil­
denden beitragen.
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( 3 ) EQR (Europäischer Qualifikationsrahmen), ECVET (Europäisches 
Leistungspunktesystem für die Berufsausbildung), EQAVET (Europäi­
scher Bezugsrahmen für die Qualitätssicherung in der beruflichen 
Aus- und Weiterbildung), EUROPASS (eine Sammlung von Doku­
menten zur Förderung der beruflichen und geografischen Mobilität). 

( 4 ) Forschungsbericht Nr. 15 des CEDEFOP zur beruflichen Aus- und 
Weiterbildung auf höheren Qualifikationsniveaus. 

( 5 ) Abschlussbericht „Ermittlung des in Kleinstunternehmen und Hand­
werksbetrieben (sowie ähnlichen Unternehmen) bis 2020 zu erwar­
tenden Qualifikationsbedarfs“, FBH (Forschungsinstitut für Berufsbil­
dung im Handwerk an der Universität zu Köln, Januar 2011). 

( 6 ) OECD-Untersuchung zum Projekt Lernen für die Arbeitswelt („Lear­
ning for Jobs“) mit dem Schwerpunkt Berufsbildung, http://www. 
oecd.org/dataoecd/41/63/43897561.pdf (auf Englisch).
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5.5 Unabdingbar für die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit 
europäischer Unternehmen sind mobile Arbeitskräfte mit einer 
Reihe fachlicher Befähigungen und Kompetenzen, die der aktu­
ellen Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt entsprechen. Unterneh­
men benötigen transparente und vergleichbare Qualifikationen, 
ganz gleich, auf welche Weise die Kompetenzen erworben wur­
den. 

5.6 Auf dem tatsächlichen Lernergebnis gründende Leis­
tungspunkt- und Qualifikationssysteme erleichtern die Bewer­
tung der Kompetenzen des Einzelnen. Dies wird die Überein­
stimmung von Angebot und Nachfrage auf den Arbeitsmärkten 
in der EU verbessern. Nicht durch Qualifikationen erlangt man 
die Anerkennung des Arbeitgebers, sondern durch Leistung. Ent­
sprechend sollte auch im Bildungssystem dazu übergegangen 
werden, das tatsächliche Lernergebnis zu honorieren, statt bei­
spielsweise die Anzahl der Wochen, die ein Kurs dauert. 

5.7 Aufstiegschancen von der beruflichen Aus- und Weiter­
bildung in die Hochschulbildung sind wichtig und könnten 
durch eine erhöhte Transparenz bei den Ergebnissen verbessert 
werden. Der EQR könnte sich als nützliches Instrument bei der 
Verbesserung der Durchlässigkeit zwischen den Leistungspunk­
tesystemen in der Berufsbildung und der Hochschulbildung er­
weisen, da er Lernergebnisse in Einheiten der entsprechenden 
Qualifikationsniveaus umwandelt. 

5.8 Die postsekundäre Berufsbildung darf nicht in eine Grau­
zone zwischen der Sekundarstufe II und der Hochschulbildung 
eingeordnet werden. Die postsekundäre Berufsbildung ist inner­
halb der Europa-2020-Strategie strategisch wichtig, um eine 
Berufsausbildung für Jugendliche attraktiver zu machen, die Ver­
besserung der Kompetenzen zu unterstützen und höhere Aus­
bildungsabschlussquoten zu erreichen. Aus Sicht der Klein- und 
Mittelbetriebe konnten gewisse Fortschritte erzielt und die Be­
rufsbildung und die höhere Berufsbildung relevanter und attrak­
tiver gemacht werden. Doch muss auf allen Ebenen – sei es auf 
europäischer, nationaler, regionaler, lokaler oder sektoraler 
Ebene – noch mehr getan werden, um das Angebot in den 
höheren Stufen der beruflichen Ausbildung zu diversifizieren, 
die Durchlässigkeit zu verbessern, die Systeme der beruflichen 
Aus- und Weiterbildung zu reformieren und finanzielle Anreize 
zu schaffen, um sowohl die Unternehmen als auch die Jugend­
lichen und jungen Erwachsenen für die Einrichtung bzw. Absol­
vierung einer höheren Berufsbildung anzuregen. 

5.9 Entscheidend für eine attraktivere Berufsbildung ist deren 
Qualität und Leistungsfähigkeit. Doch eine hochwertige Berufs­
bildung ist nicht billig. Hier kommen besondere Herausforde­
rungen auf die KMU zu, da sie 1) der größte Anbieter beruf­
licher Erstausbildung sind und 2) die Kompetenzen aller ihrer 
Beschäftigten ausweiten müssen, nicht nur die der Höchstquali­
fizierten. Für die letztgenannte Gruppe ist die innerbetriebliche 
Ausbildung zur Verbesserung der Kompetenzen in KMU aus­
schlaggebend. 

5.10 Die grenzüberschreitende Lernmobilität ist ein Kern­
bereich, der lange Zeit von der Wirtschaft unterstützt wurde, 
insbesondere für Jugendliche in beruflicher Erst- und Lehrlings­
ausbildung. In Europa ist der Mobilitätsgrad von Arbeitneh­
mern, Lernenden und Lehrenden im Bereich der Berufsbildung 

immer noch unzureichend. Die Mobilität dieser Gruppen kann 
nur durch gute Kenntnisse in mindestens einer Fremdsprache 
gesteigert werden. 

6. Gründe für die mangelnde Attraktivität der beruflichen 
Aus- und Weiterbildung und insbesondere der post­
sekundären Berufsbildung 

6.1 Der Begriff Hochschulbildung wird oft als Synonym für 
akademisch orientierte, d.h. Universitätsstudien verwendet. 
Hochschulbildung und Berufsbildung werden oft als Gegensätze 
verstanden, wobei letztere als weniger wertvoll empfunden wird. 

6.2 Bei den Maßnahmen zur Entwicklung und Erweiterung 
der Hochschulbildung wurde die Berufsbildung nicht ausrei­
chend berücksichtigt. Dabei ist die beruflich orientierte (oder 
fachlich- bzw. arbeitsmarktorientierte) Aus- und Weiterbildung 
bereits ein wichtiger, wenn auch „unsichtbarer“ Bestandteil der 
höheren Bildung. 

6.3 Die berufliche Aus- und Weiterbildung ist in der EU 
äußerst heterogen. Diese Vielzahl an institutionellen Lösungen 
sorgt für Verwirrung. In einigen Ländern kann kaum noch die 
Rede von einem System sein. 

6.4 Die nationalen Systeme der allgemeinen und beruflichen 
Bildung sind ihrerseits recht undurchsichtig und es gibt nur eine 
geringe Durchlässigkeit zwischen den unterschiedlichen Bil­
dungswegen. Für die postsekundäre allgemeine und berufliche 
Bildung gibt es sehr viele verschiedene Anbieter: Universitäten, 
Einrichtungen der tertiären Berufsbildung, weiterführende Schu­
len, Einrichtungen der Erwachsenenbildung, Sozialpartner und 
Privatunternehmen. 

6.5 Die erworbenen Berufsbildungsabschlüsse sind bisweilen 
schwer verständlich und werden in anderen Mitgliedstaaten 
nicht ohne Weiteres anerkannt. Die Programme der Berufsbil­
dung entsprechen nicht dem Drei-Zyklen-Modell des Bologna- 
Prozesses (Bachelor, Master, Promotion). Es gibt immer noch 
keine klare Vorstellung darüber, wie und in welchen Niveaus 
die Einstufung beruflicher Qualifikationen in den NQR und den 
EQR erfolgen soll. 

6.6 Es gibt keine Verbindungen zwischen den aus Studien 
erworbenen Qualifikationen und Kompetenzen und den natio­
nalen Berufsklassifikationssystemen. 

6.7 Das Ansehen der Industrie ist wegen des Bildes, das die 
Medien oft von ihr vermitteln, und wegen der aktuellen Krise 
angekratzt. Dies führt dazu, dass Unternehmen in der EU zu­
nehmend misstraut wird. 

6.8 Die Stigmatisierung und das geringe gesellschaftliche An­
sehen derer, die eine Berufsausbildung abgeschlossen haben, hält 
viele Jugendliche davon ab, selbst diesen Bildungsweg ein­
zuschlagen.
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6.9 Geringe rechnerische Fähigkeiten in der Grundschule be­
wirken bei den Jugendlichen, dass sie keine Laufbahn in den 
MINT-Fächern (Mathematik, Ingenieur-, Natur- und Technikwis­
senschaften) einschlagen oder praxisorientierte Studien aufneh­
men. 

6.10 Die Fähigkeit, sich auf die sich stetig wandelnden, von 
den raschen Veränderungen im IKT-Bereich bedingten Qualifi­
kationsanforderungen und die allmähliche Hinwendung zu einer 
Wirtschaft mit geringen CO 2 -Emissionen einzustellen, ist gering. 

6.11 In diesen Bereichen haben viele den Eindruck, dass es 
zu wenige Bildungs- und Arbeitsmarktaussichten gibt, z.B. in 
Bezug auf den Zugang zu einer weiterführenden Bildung, ins­
besondere im Tertiärbereich, die Beschäftigungsaussichten, die 
Verdienstmöglichkeiten, die Zufriedenheit am Arbeitsplatz und 
die Wahrscheinlichkeit, einen guten, der Ausbildung entspre­
chenden Arbeitsplatz zu finden. 

6.12 Es gibt zu wenig Information und Beratung für die 
Jugendlichen und ihre Familien bei ihrer ersten beruflichen Ori­
entierung. Die Erfahrungen der Eltern und deren beruflicher 
Werdegang sind oft die Hauptfaktoren für die endgültige Ent­
scheidung über die Wahl der Schule und des späteren Berufs. 
Die Berufsberatung ist allzu oft fragmentiert, nicht reaktions­
schnell genug und nicht praxisnah. 

6.13 In einigen Mitgliedstaaten mangelt es von staatlicher 
Seite an finanziellen und sonstigen Anreizen für Arbeitgeber, 
damit diese in die Berufsbildung investieren und sich ihr ver­
pflichten. 

6.14 Bei der Gestaltung von Programmen mit einem aus­
gewogenen Verhältnis zwischen theoretischem Lernen und be­
ruflichen Fähigkeiten reicht der Rahmen für die Zusammen­
arbeit zwischen Vertretern der Wirtschaft und Bildungseinrich­
tungen nicht aus. Das Vertrauen in Schulen und Universitäten 
zur Herstellung von Verbindungen mit der Wirtschaft ist immer 
noch gering. In den Bildungseinrichtungen werden extern ge­
wonnene Erfahrungen kaum wertgeschätzt. 

6.15 Die aktuelle Erwerbsbevölkerung wird zunehmend älter. 
In vielen Ländern gibt es in den berufsbildenden Einrichtungen 
einen Mangel an Lehrkräften und Ausbildungspersonal. Man­
chen Lehrkräften und Ausbildenden fehlt es zudem an neueren 
Erfahrungen aus der Arbeitswelt. 

6.16 Die Rolle, die die berufliche Aus- und Weiterbildung bei 
der Überwindung sozialer Ungerechtigkeiten spielen kann, wird 
unterschätzt. Die Benachteiligten verlassen die Schule tenden­
ziell eher früh. 

6.17 In der Berufsbildung, insbesondere der postsekundären 
Berufsbildung, herrschen weiter Geschlechterstereotypen, die 
Auswirkungen auf die berufliche Laufbahn haben. 

6.18 Die grenzüberschreitende Lernmobilität stellt ein großes 
Problem im Bereich der Berufsbildung und der Lehrlingsausbil­
dung dar. In Europa ist der Mobilitätsgrad von Lernenden und 
Lehrenden im Bereich der Berufsbildung immer noch unzurei­
chend. 

6.19 Bessere Fremdsprachenkenntnisse sind nötig, damit Mo­
bilität möglich und lohnenswert wird. 

6.20 Die Bildung im Tertiärbereich, insbesondere die post­
sekundäre Berufsbildung, wird nicht ausreichend als globale He­
rausforderung angesehen. Ihre Aufnahme in den weltweiten 
Wissensverkehr sollte unterstützt werden. 

7. Postsekundäre Berufsbildung attraktiver gestalten 

7.1 Als Maß für Modernität und Fortschrittlichkeit darf nicht 
einzig und allein der Prozentsatz der Studierenden an Univer­
sitäten gelten. Die Universitäten können nicht allein für wirt­
schaftliches Wachstum und sozialen Fortschritt sorgen. Daher 
müssen alle alternativen Bildungswege identifiziert und gefördert 
werden. 

7.2 Der Kopenhagen-Prozess zur Gewährleistung von Trans­
parenz und Qualität bei beruflichen Qualifikationen muss stär­
ker mit der Reform des Hochschulwesens verknüpft werden. 
Entscheidend für eine erfolgreiche und nachhaltige Integration 
von Jugendlichen und jungen Erwachsenen in den Arbeitsmarkt 
ist, die beiden Prozesse (Bologna- und Kopenhagen-Prozess) in 
einem integrierten Ansatz zusammenzuführen. 

7.3 Der Ruf der Industrie in Europa muss verbessert werden. 
Wegen ihrer großen Bedeutung für das Wachstum und die 
Schaffung von Arbeitsplätzen sowie für innovative Entwicklun­
gen ist ein neuer Ansatz in der Industriepolitik erforderlich. Ein 
solcher Ansatz, der als Schwerpunktbereiche Nachhaltigkeit, In­
novation und die für die Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit 
der EU-Industrie auf den Weltmärkten notwendigen Qualifika­
tionen hätte, wäre der Industrie förderlich. 

7.4 Für die Wirtschaft Europas sind Dienstleistungen von 
grundlegender Bedeutung. Sie machen 70 % des BIP der EU 
aus, was rund zwei Dritteln aller Arbeitsplätze entspricht. 
Neun von zehn Arbeitsplätzen werden im Dienstleistungssektor 
geschaffen. Aus Sicht der postsekundären Berufsbildung stellen 
sie neue Chancen dar. 

7.5 Europa, das derzeit mit einem Arbeitskräftemangel in 
vielen Berufen zu kämpfen hat, muss sich darauf konzentrieren, 
ein ausgewogenes Verhältnis zwischen den Systemen der all­
gemeinen und der beruflichen Bildung und die richtige Mi­
schung aus allgemeiner, beruflicher und akademischer Bildung 
herzustellen. Die postsekundäre Berufsbildung zeigt, wie schwie­
rig das ist. Ihr Ziel besteht darin, den Arbeitsplatz als wertvolles 
Lernumfeld voll auszuschöpfen. 

7.6 Qualifikationsrahmen können sehr nützlich für Berufs­
bildungssysteme sein. Sie haben das Potenzial, das Berufsbil­
dungssystem zu vereinheitlichen und die Transparenz zu stei­
gern, sodass die unterschiedlichen Qualifikationen einfacher von 
Schülern und Lernenden, Arbeitgebern und anderen Interessen­
trägern bewertet werden können. Außerdem vereinfachen sie 
das lebenslange Lernen und erleichtern den Zugang zur höheren
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Bildung für alle. Die bisherigen Ergebnisse zu den Qualifikati­
onsrahmen führten zu einer neuen Debatte über Profil und 
Status der beruflichen Aus- und Weiterbildung und darüber, 
wie die Berufsbildung definiert und verstanden werden soll. 

7.7 Es muss sich ein wahrer Geist der Zusammenarbeit zwi­
schen Bildungseinrichtungen, Vertretern der Wirtschaft und 
KMU entwickeln, der auf gegenseitigem Vertrauen und Ver­
ständnis fußt. Der EWSA glaubt an die jüngst vorgeschlagene 
„Wissensallianz“ ( 7 ), d.h. an Projekte, die die Geschäftswelt und 
Bildungs-/Weiterbildungseinrichtungen zusammenführen, um 
neue Lehrpläne zur Beseitigung von Lücken bei den Innovati­
onsfähigkeiten zu erstellen und eine Abstimmung hinsichtlich 
der Arbeitsmarkterfordernisse vorzunehmen. In dieser Hinsicht 
ist der Vorschlag der Kommission, 2012 erstmals ein Wirt­
schafts- und Berufsbildungsforum zu veranstalten, eine vielver­
sprechende neue Initiative. 

7.8 Die einzelnen Wirtschaftszweige und ihre Unternehmen 
müssen ihrerseits in die innerbetriebliche Ausbildung investie­
ren, der Lehrlingsausbildung und der internen Ausbildung mehr 
Möglichkeiten bieten und interessierten und geeigneten Beschäf­
tigten die Möglichkeit bieten, Lehrlinge und intern Auszubil­
dende vor Ort zu betreuen. Außerdem sollen Industrie und 
Unternehmen interessierten und geeigneten Beschäftigten die 
Möglichkeit geben, zeitweilig als Lehrkräfte in der Berufsbildung 
zu arbeiten und Schulungen zur Berufsbildung während der 
Arbeitszeiten zu absolvieren, und sie sollten mit Bildungsanbie­
tern zusammenarbeiten, um den besonderen Kompetenzanfor­
derungen des Arbeitsmarktes angepasste Schulungen auszuarbei­
ten. 

7.9 Bildungsanbieter sollten darüber hinaus auch Methoden 
für ein arbeitsintegriertes Lernen entwickeln (z.B. sollte das Ler­
nen nicht nur in der Lehrlingsausbildung, sondern auch in an­
deren Bereichen mehrheitlich am Arbeitsplatz stattfinden), es 
sollte eine flexiblere Haltung zur Berufsbildung eingenommen 
werden (flexiblere Lernmethoden), in allen Bereichen der Berufs­
bildung sollten Informations- und Kommunikationstechnologien 
eingesetzt werden, und es sollte eine enge Zusammenarbeit mit 
den Industriezweigen stattfinden, um neuen Lernbedarf zu er­
mitteln. 

7.10 Durch die Diversifizierung der Berufe wird eine gute 
berufliche Orientierung schwieriger, gleichzeitig aber auch wich­
tiger und anspruchsvoller. Die Bürger und insbesondere die 
Jugendlichen brauchen ein klares Bild vor Augen, wie ihre Stu­
dien und ihre Zukunft aussehen werden. Die Vorstellung, dass 
die Erstausbildung Schüler und Studierende auf eine einzige 
Beschäftigung vorbereitet, der sie ihr Leben lang nachgehen 
werden, ist überholt. Die Berufsberatung muss kohärent, finan­
ziell gut ausgestattet, vorausblickend, sachlich und fundiert sein. 
Besonderes Augenmerk sollte auf die Beratung von Menschen 
mit Behinderungen gelegt werden, die in hohem Maße auf den 
Einzelnen zugeschnitten sein muss und bei der unterschiedliche 
Formen von Behinderungen, sich möglicherweise daraus er­
gebende Mobilitätseinschränkungen sowie der Behinderung ge­
schuldete Probleme beim Erwerb bestimmter Qualifikationen zu 
berücksichtigen sind. 

7.11 Die Rolle der Familie darf hierbei nicht unterschätzt 
werden. Die Familie sollte in die berufliche Information, Bera­
tung und Orientierung miteinbezogen werden, da Eltern und 
Familienmitglieder bei der Studien- und Berufswahl eines Ju­
gendlichen oft eine wichtige Rolle spielen. Mehr Information, 
Sensibilisierung und faktengestützte Maßnahmen sind erforder­
lich, um die Arbeitsmarktchancen im Zusammenhang mit einer 
höheren Berufsbildung hervorzuheben. 

7.12 Nichtsdestotrotz muss über das Berufsbildungsangebot 
angestrebt werden, die Vorstellungen und Wünsche der Schüler 
und Studierenden und die Nachfrage seitens der Arbeitgeber auf 
einen gemeinsamen Nenner zu bringen. Die Vorstellungen und 
Wünsche der Jugendlichen sind wichtig, doch reichen sie allein 
meist nicht aus. Die Nachfrage seitens der Arbeitgeber ist eben­
falls wichtig, doch ist es nicht immer leicht, diese Nachfrage 
genau zu ermitteln. Ob und wie ein gemeinsamer Nenner ge­
funden wird, hängt oft auch von den Mitteln ab, die der Staat, 
die Schüler/Studierenden und die Arbeitgeber bereitstellen. 

7.13 Es muss gewährleistet werden, dass alle Schüler und 
Studierenden in allen Bildungswegen gleich behandelt werden 
und den gleichen Zugang zu finanziellen Unterstützungen für 
Unterkunft, Transport, Gesundheitsversorgung und Sozialver­
sicherung haben. 

7.14 Gut ausgebildete Lehrer und Ausbildende sind wichtig: 
Sie müssen mit dem Arbeitsumfeld vertraut sein. Um diese Pro­
bleme in den Griff zu bekommen, müssen flexible Rekrutie­
rungswege gefördert werden, um die Aufnahme von Lehrkräften 
mit Fachkenntnissen aus der Industrie in das Personal von Be­
rufsbildungseinrichtungen zu vereinfachen. Es müssen Pro­
gramme zur Steigerung der Mobilität von Lehrkräften entwickelt 
werden. 

7.15 Die Sozialpartner spielen eine sehr wichtige Rolle dabei, 
der Berufsbildung mehr Bedeutung zu verleihen und sie flexibler 
zu gestalten. Um die Leistungsfähigkeit der Berufsbildung zu 
steigern, sollten die Sozialpartner stärker in die Gestaltung 
und Umsetzung der Berufsbildungspolitik, insbesondere in die 
Aufstellung der Lehrpläne, eingebunden werden, damit gewähr­
leistet werden kann, dass die im Unterricht vermittelten Inhalte 
für den Arbeitsmarkt relevant sind. Es zeigt sich, dass die Län­
der, die als Bindeglied zwischen Schulen und dem Arbeitsmarkt 
agieren und Akteure des Arbeitsmarktes in Beobachtungs- und 
Aufsichtsaufgaben und in die Bewertung beruflicher Fähigkeiten 
und Qualifikationen einbinden, dies im Allgemeinen mit Erfolg 
tun. Der EWSA hob bereits mehrfach die Bedeutung der Bran­
chenräte und branchenübergreifenden Räte für Beschäftigung 
und Qualifikationen ( 8 ) bei der Ausführung von quantitativen 
und qualitativen Arbeitsmarktanalysen hervor und begrüßte 
die gemeinsamen Bemühungen der europäischen Sozialpartner, 
die Aus- und Weiterbildung verstärkt in ihre gemeinsamen Ar­
beitsprogramme aufzunehmen ( 9 ).
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( 9 ) „Aktionsrahmen für den lebensbegleitenden Erwerb beruflicher Fä­
higkeiten und Qualifikationen“ (2002) und „Eigenständige Verein­
barung über integrative Arbeitsmärkte“ (2010).



7.16 Durch die Krise wurde deutlich, dass viele der klugen 
und wirksamen Vorschläge zur Erhaltung von Arbeitsplätzen 
und zur Schaffung neuer Bildungs- und Ausbildungsmuster 
auf Unternehmerebene ausgearbeitet wurden. In der Stellung­
nahme des EWSA zu den Krisenbewältigungsstrategien ( 10 ) 
wird eine ganze Reihe „bewährter Praktiken“ zu diesem Bereich 
aufgeführt. 

7.17 Lernmobilität trägt durch den Erwerb von Schlüsselqua­
lifikationen zu einer besseren Vermittelbarkeit, insbesondere 
junger Menschen, auf dem Arbeitsmarkt bei. Der EWSA begrüßt 
daher die von der Kommission vorgeschlagene ehrgeizige, aber 
politisch notwendige Zielmarke zur Lernmobilität. Angestrebt 
wird, dass mindestens 10 % der Berufsbildungsabsolventen in 
Erstausbildung in der EU einen Teil ihrer Berufsbildung im Aus­
land absolviert haben sollen. Dies soll die Mobilität im Bereich 
der beruflichen Bildung sowohl quantitativ als auch qualitativ 
verbessern und die berufliche Aus- und Weiterbildung mit der 
Hochschulbildung gleichstellen. 

7.18 Das vor kurzem veröffentlichte Grünbuch zur gegen­
seitigen Anerkennung von Berufsqualifikationen ( 11 ) löste eine 
öffentliche Diskussion darüber aus, wie die einschränkenden 
Regelungen bei Berufsqualifikationen abgebaut und vereinfacht 
werden können, um die Funktionsweise des Binnenmarkts zu 
verbessern und die grenzüberschreitende Mobilität und Wirt­
schaftstätigkeit zu fördern. Der Erfolg des kürzlich vorgeschla­
genen europäischen Berufsausweises hängt maßgeblich vom ge­
genseitigen Vertrauen und der Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten ab. 

7.19 Der EWSA ist davon überzeugt, dass es für alle Lehrer 
und Ausbildende, insbesondere in der Berufsbildung, von großer 
Wichtigkeit ist, gute Sprachkenntnisse zu haben, um das inte­
grierte Lernen von Inhalten und Sprache zu fördern (ET 2020). 
Der EWSA unterstützt die in diesem Bereich vom Wirtschafts­
forum für Mehrsprachigkeit ( 12 ) und der Plattform der Zivilge­
sellschaft für Mehrsprachigkeit vorgesehenen Maßnahmen, die 
zum Ziel haben, allen Bürgern die Möglichkeit für ein lebens­
langes Erlernen von Sprachen zu bieten ( 13 ). 

7.20 Im 21. Jahrhundert müssen die Stereotype, die bereits 
in der Grundschule aufkommen, unbedingt beseitigt und die 
Chancengleichheit für Männer und Frauen auf allen Stufen der 
allgemeinen und beruflichen Bildung gefördert werden. Dabei 
sollen gemäß dem europäischen Pakt für die Gleichstellung 
der Geschlechter ( 14 ) kulturelle Projekte gefördert werden, die 
junge Frauen verstärkt auf wissenschaftliche und technische Stu­
dien hin orientieren. 

7.21 In den vergangenen zehn Jahren haben die Mitglied­
staaten unterschiedliche Ansätze der Kostenteilung erarbeitet 
und umgesetzt. Dies hat die Balance der Beiträge von Staat, 

Arbeitgebern und Einzelnen verändert. Zu den Finanzierungs­
maßnahmen gehören: Weiterbildungsfonds, Steueranreize, Bil­
dungsgutscheine, individuelle Lernkonten, Darlehen und Spar­
pläne. Damit sollen die Privatinvestitionen und die Einbindung 
in das europäische Leistungspunktesystem für die Berufsbildung 
(ECVET) gefördert werden. 

7.22 Der größte Anteil an finanzieller Unterstützung aus 
dem EU-Haushalt für Investitionen in das Humankapital kommt 
aus dem europäischen Sozialfonds (ESF). Um das Qualifikations­
niveau anzuheben und die in vielen Mitgliedstaaten grassierende 
hohe Jugendarbeitslosigkeit in den Griff zu bekommen, werden 
die derzeit vom Leonardo-Programm unterstützten Maßnahmen 
im nächsten mehrjährigen Finanzrahmen noch verstärkt ( 15 ). 

8. Richtige Umsetzung der Instrumente und Grundsätze 
der EU auf nationaler Ebene 

8.1 Mit der Einführung von Instrumenten zur Intensivierung 
der europäischen Zusammenarbeit im Bereich der Berufsbildung 
wurde klar, dass mehr Zusammenarbeit zwischen den unter­
schiedlichen Einrichtungen notwendig sein wird, um die Wirk­
samkeit der Instrumente selbst zu verbessern. 

8.2 Der Kopenhagen- und der Bologna-Prozess dürfen sich 
nicht weiterhin unabhängig voneinander entwickeln. Die Inter­
operabilität und Vergleichbarkeit zwischen den jeweiligen In­
strumenten sollte erhöht werden. Es sollte anerkannt werden, 
dass sich der Kopenhagen-Prozess in einem weniger fort­
geschrittenen Stadium befindet: Das ECVET ( 16 ) funktioniert rei­
bungslos, der EQR hinkt jedoch um einige Jahre hinterher. 

8.3 Der EQR, das ECVET und der EQAVET sollen zur För­
derung des Lernens auf allen Niveaus und in allen Bereichen der 
allgemeinen und beruflichen Bildung beitragen. Der EQR sollte 
in den NQR in die Stufen 6 bis 8 eingeordnet, d.h. mit der 
Hochschulbildung gleichgestellt werden. Das Leistungspunkte­
system für die Berufsbildung (ECVET) muss kohärent und kon­
vergent zum ECTS ( 17 ) umgesetzt werden, da das ECVET noch 
nicht funktionsfähig ist. 

8.4 Das EU-Instrumentarium kann durch nationale Instru­
mente (z.B. nationale Qualifikationsrahmen) ergänzt oder in 
Vorschriften der einzelnen Mitgliedstaaten (z.B. zu Leistungs­
punktesystemen) übernommen werden, wenn dies bei nationa­
len Reformen notwendig erscheint. Hier bedarf es mehr Inter­
aktion zwischen den unterschiedlichen Ebenen (europäische, na­
tionale und regionale Ebene). 

8.5 Bei der Umsetzung des „Erasmus-Programms für Aus­
zubildende“ müssen Fortschritte erzielt werden. Dieses Pro­
gramm wird es möglich machen, dass die berufliche Aus- und 
Weiterbildung als den Wegen der Hochschulbildung gleichwer­
tig angesehen wird, und so zur Förderung der Berufsausbildung
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( 10 ) Initiativstellungnahme des EWSA, ABl. C 318/43 vom 29.10.2011. 
( 11 ) KOM (2011) 367 endgültig „Grünbuch zur Überarbeitung der 

Richtlinie über Berufsqualifikationen“, 22.6.2011. 
( 12 ) http://ec.europa.eu/languages/pdf/business_en.pdf (auf Englisch). 
( 13 ) http://ec.europa.eu/languages/pdf/doc5080_en.pdf (auf Englisch). 
( 14 ) 3073. Tagung des Rates „Beschäftigung, Sozialpolitik, Gesundheit 

und Verbraucherschutz“ am 7. März 2011. 

( 15 ) „Ein Haushalt für Europa 2020“, KOM(2011) 500 endgültig, 
29.6.2011. 

( 16 ) Europäisches Leistungspunktesystem für die Berufsbildung zur Ver­
einfachung der Bewertung, Anerkennung und Akkumulation von 
beruflichen Kompetenzen und beruflichem Wissen. 

( 17 ) Europäisches System zur Anrechnung von Studienleistungen.
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beitragen. Durch das Programm erhält die berufliche Aus- und 
Weiterbildung eine internationale Dimension, der Mangel an 
Mobilität in diesem Bereich wird dadurch behoben und die 
Wahrnehmbarkeit und Attraktivität der postsekundären Berufs­
bildung wird gesteigert. 

8.6 Die Kommission sollte sich jedoch bei der Einführung 
neuer Instrumente zurückhalten, bevor nicht der mögliche Zu­
satznutzen der bereits bestehenden Instrumente ausgewertet 

wurde. Die Kommunikation und Zusammenarbeit innerhalb 
und zwischen den bereits bestehenden Instrumenten muss ver­
bessert werden, damit diese auch zweckgemäß in die Tat umge­
setzt werden können. 

8.7 Der EWSA hat eine Reihe fundierter Stellungnahmen zu 
den entsprechenden Instrumenten erarbeitet: zum ECVET ( 18 ), 
zum EQAVET ( 19 ) und zu den Entsprechungen der beruflichen 
Befähigungsnachweise zwischen Mitgliedstaaten ( 20 ). 

Brüssel, den 19. Januar 2012 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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( 18 ) Stellungnahme des EWSA, ABl. C 100/140 vom 30.4.2009. 
( 19 ) Stellungnahme des EWSA, ABl. C 100/136 vom 30.4.2009. 
( 20 ) Stellungnahme des EWSA, ABl. C 162/90 vom 25.6.2008.



ANHANG 

zu der Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Folgende abgelehnte Änderungsanträge erhielten mindestens ein Viertel der Stimmen (Art. 54 Abs. 3 der Geschäfts­
ordnung): 

Ziffer 1.10 

Ändern: 

„Wirtschaftsverbände sollten aktiv in die Informations- und Beratungssysteme einbezogen werden, da sie die Schlüsselakteure bei 
der für die Bereitstellung von Informationen zu den Berufsbildungsmöglichkeiten und den Arbeitsmarktchancen von besonderer 
Relevanz sind. Sie sollten den Bildungsanbietern bei der Entwicklung von Verfahren für ein arbeitsintegriertes Lernen sowie neuer 
Verfahren zur Seite stehen.“ 

Abstimmungsergebnis 

Ja-Stimmen: 81 
Nein-Stimmen: 100 
Enthaltungen: 20 

Ziffer 1.18 

Ändern: 

„Die Vorstellungen und Wünsche von Schülern und Studenten und die Erwartungen ihrer Familien sollten möglichst mit der 
Nachfrage seitens der Arbeitgeber gegenübergestellt in Einklang gebracht werden. In Zukunft werden die Bürgerinnen und Bürger 
auf das neue EU-Kompetenzpanorama mit Vorhersagen zum Qualifikationsangebot und dem Arbeitskräftebedarf zurückgreifen 
können.“ 

Abstimmungsergebnis 

Ja-Stimmen: 75 
Nein-Stimmen: 127 
Enthaltungen: 18
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